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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Korrektur von Leistungsverschiebungen 
bei häuslicher Krankenpflege zwischen gesetzlicher Krankenversicherung 
und sozialer Pflegeversicherung (Pflege-Korrekturgesetz - PKG) 


A. Problem und Ziel 

Ziel des Gesetzentwurfs ist 

1 . die Sicherung der Leistungsfähigkeit von ambulanten Pflegediensten und 

2. die Stärkung der häuslichen Pflege durch Angehörige. 

Nach einem Urteil des Bundessozialgerichts vom 30. Oktober 2001 ist unter 
bestimmten Voraussetzungen nicht mehr die gesetzliche Krankenversicherung, 
sondern die soziale Pflegeversicherung für die Erbringung von Leistungen der 
Behandlungspflege bei ambulant versorgten pflegebedürftigen Personen zu- 
ständig. Diese Leistungsverschiebung geht insbesondere zu Lasten chronisch 
kranker und multimorbider pflegebedürftiger Versicherter, die von ambulanten 
Pflegediensten betreut und versorgt werden. Der betroffene Personenkreis ver- 
liert seinen Anspruch gegenüber der Krankenversicherung auf häusliche Kran- 
kenpflege und wird auf den Sachleistungsanspruch gegenüber der Pflegeversi- 
cherung verwiesen. Dieser Sachleistungsanspruch ist der Höhe nach begrenzt 
und nach der Intention des Pflege-Versicherungsgesetzes grundsätzlich nicht 
für Leistungen der Behandlungspflege, sondern für Leistungen der Grund- 
pflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung vorgesehen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die durch die Rechtsprechung aus- 
gelöste Verschiebung von Leistungen der Krankenversicherung in die Pflege- 
versicherung unterbunden werden. Dies schafft Rechtssicherheit, macht die 
finanzielle Belastung der Pflegebedürftigen rückgängig und stärkt dadurch die 
Leistungsfähigkeit der ambulanten Pflegedienste. 

Unabhängig hiervon soll die Pflegebereitschaft von im Haushalt von Pflege- 
bedürftigen lebenden Angehörigen gestärkt werden. Dies geschieht, indem die 
bereits durch die Rechtsprechung konkretisierten Kriterien für eine ausnahms- 
weise Berücksichtigung eines behandlungspflegerischen Hilfeaufwandes bei 
der Einstufung in die Pflegeversicherung in das Pflegeversicherungsrecht über- 
nommen werden. Dies betrifft Fälle, in denen kranke Pflegebedürftige nach 
dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung keinen Anspruch auf häus- 
liche Krankenpflege haben, weil in ihrem Haushalt lebende Personen die Leis- 
tungen der Behandlungspflege erbringen. 
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B. Lösung 

Änderung der einschlägigen Vorschriften des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
(Soziale Pflegeversicherung) dahin, dass ein Zeitaufwand für Leistungen der 
Behandlungspflege nur dann bei der Einstufung in die Pflegeversicherung zu 
berücksichtigen ist, wenn 

- ein untrennbarer Zusammenhang zwischen der behandlungspflegerischen 
Hilfeleistung und einer Hilfeleistung bei den für die Einstufung maßgeb- 
lichen Verrichtungen des täglichen Lebens besteht und 

- die pflegebedürftige Person nicht die Voraussetzungen für einen (kranken- 
versicherungsrechtlichen) Anspruch auf häusliche Krankenpflege erfüllt, 
weil eine in ihrem Haushalt lebende Person die Leistungen der Behand- 
lungspflege erbringt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Keine. Wird die Umsetzung des Urteils des Bundessozialgerichts vom 30. Ok- 
tober 200 1 in die Praxis verhindert oder rückgängig gemacht, werden dadurch 
Belastungen der Sozialhilfeträger vermieden. 


E. Sonstige Kosten 

Keine. Es werden vielmehr Belastungen der Pflegekassen und der betroffenen 
Pflegebedürftigen vermieden. Die Krankenkassen werden zwar nicht entlastet, 
sie müssen aber nur im bisherigen bereits durch die Rechtsprechung konkreti- 
sierten Umfang Leistungen im Bereich der häuslichen Krankenpflege erbrin- 
gen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, den 


t 


August 


2003 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 790. Sitzung am 11. Juli 2003 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Korrektur von Leistungsverschiebungen 
bei häuslicher Krankenpflege zwischen gesetzlicher Krankenversicherung 
und sozialer Pflegeversicherung (Pflege-Korrekturgesetz - PKG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentw urf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Korrektur von Leistungsverschiebungen 
bei häuslicher Krankenpflege zwischen gesetzlicher Krankenversicherung 
und sozialer Pflegeversicherung (Pflege-Korrekturgesetz - PKG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
- Soziale Pflegeversicherung - 

Dem § 15 Abs. 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch - 
Soziale Pflegeversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. 1 S. 1014), das zuletzt durch ... geän- 
dert worden ist, wird folgender Satz 2 angefiigt: 

„Bei der Feststellung des Zeitaufwandes im Sinne des Sat- 
zes 1 ist ein Zeitaufwand für erforderliche Leistungen der 
Behandlungspflege nur zu berücksichtigen, wenn und so- 
weit 

1. der behandlungspflegerische Hilfebedarf untrennbarer 
Bestandteil einer Verrichtung im Sinne des § 14 Abs. 4 
ist oder mit einer solchen Verrichtung objektiv notwen- 
dig in einem unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang 
steht und 

2. die den Anspruch auf häusliche Krankenpflege aus- 
schließenden Voraussetzungen des § 37 Abs. 3 des Fünf- 
ten Buches vorliegen.“ 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach einer ständigen Rechtsprechung des Bundessozial- 
gerichts (vgl. Urteil vom 27. August 1998 - Az. B 10 KR 
4/97 R -) sind unter bestimmten Voraussetzungen Hilfe- 
leistungen von pflegenden Angehörigen aus dem Bereich 
der Behandlungspflege bei der Einstufung pflegebedürfti- 
ger Personen in die soziale Pflegeversicherung zu berück- 
sichtigen. Dies soll dann der Fall sein, wenn die pflegebe- 
dürftigen Personen für diesen Hilfebedarf - wegen eines 
Ausschlusstatbestandes in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung (§37 Abs. 3 SGB V) - keine Leistungen aus der 
Krankenversicherung erhalten. 

Mit Urteil vom 30. Oktober 2001 - Az. B 3 KR 2/01 R - hat 
das Bundessozialgericht diese Rechtsprechung auf Sachver- 
halte ausgedehnt, in denen die pflegebedürftigen Personen 
die notwendigen behandlungspflegerischen Hilfeleistungen 
nicht durch Angehörige, sondern durch professionelle Pfle- 
gekräfte bekommen hatten. Folge ist, dass die betroffenen 
Personen ihren Anspruch gegenüber der Krankenversiche- 
rung auf Leistungen der häuslichen Krankenpflege verlieren 
und die behandlungspflegerischen Maßnahmen aus ihrer der 
Höhe nach begrenzten Leistung der Pflegeversicherung 
finanzieren müssen. 

Für einen Versicherten der Pflegestufe 1, der Sachleistungen 
aus der Pflegeversicherung in Höhe von 384 Euro erhält, be- 
deutet dies beispielsweise: Verordnet ein Arzt das An- und 
Ausziehen von Kompressionsstrümpfen ab Kompressions- 
klasse 2 (täglich jeweils früh und abends) und liegen die 
durch die Rechtsprechung festgelegten Voraussetzungen zur 
Kostenübernahme durch die Pflegeversicherung vor, wird 
das Leistungsvolumen der Pflegeversicherung (384 Euro) 
bereits durch die Leistungen aus dem Bereich der Be- 
handlungspflege (30 Tage x 5,07 Euro x 2 = 304,20 Euro) 
zu 80 Prozent aufgebraucht. Für den Hilfebedarf aus den 
Bereichen Grundpflege (Körperpflege, Ernährung, Mobili- 
tät) und hauswirtschaftliche Versorgung verbleiben nur 
mehr 79,80 Euro monatlich, obwohl die Leistung der Pfle- 
geversicherung gerade für diesen Bedarf einen wesentlichen 
finanziellen Beitrag leisten soll. 

Hinzu kommt, dass die Rechtsprechung nicht abschließend 
geklärt hat, welche Leistungen der Krankenversicherung 
aus dem Bereich der häuslichen Krankenpflege zum Leis- 
tungsumfang der Pflegeversicherung gehören können. Bis- 
lang sind vor allem folgende Fallgruppen bekannt: 
Schmerzmedikation, Sekretabsaugung, Einreiben mit Der- 
matika, Verabreichen eines Klistiers, eines Einlaufs, Ein- 
malkatheterisierung, Wechseln der Sprechkanüle gegen eine 
Dauerkanüle sowie An- und Ausziehen von Kompressions- 
strümpfen ab Kompressionsklasse 2. 

Mit der Ergänzung der einschlägigen Vorschriften zur Ein- 
stufung in die Pflegeversicherung soll deshalb zum einen 
eine Gerechtigkeitslücke geschlossen werden. Entsprechend 
der ursprünglichen Intention der Rechtsprechung zu den 
sog. krankheitsspezifischen Pflegemaßnahmen sollen Pfle- 
gebedürftige, die für bestimmte Hilfebedarfe keine Leistun- 
gen aus der Krankenversicherung erhalten, weil bei ihnen 


im Haushalt lebende Angehörige Leistungen der Behand- 
lungspflege erbringen, im Pflegeversicherungsrecht besser 
gestellt werden, ln einem eng umgrenzten Umfang können 
danach bestimmte Hilfeleistungen aus dem Bereich der Be- 
handlungspflege bei der Einstufung in die Pflegeversiche- 
rung berücksichtigt werden. Hierdurch wird die bereits be- 
stehende Rechtsprechung zu den krankheitsspezifischen 
Pflegemaßnahmen in das Elfte Buch Sozialgesetzbuch (So- 
ziale Pflegeversicherung) übernommen. 

Zum anderen sollen die negativen Auswirkungen der neue- 
ren Rechtsprechung auf die häusliche Pflege in den Fällen, 
in denen die behandlungspflegerischen Hilfeleistungen 
durch ambulante Pflegedienste erbracht werden, unterbun- 
den werden. 

Dies geschieht, indem 

1 . unter bestimmten Voraussetzungen der Zeitaufwand von 
pflegenden Angehörigen für die Erbringung von Maß- 
nahmen der Behandlungspflege bei der Einstufung in die 
Pflegeversicherung als berücksichtigungsfähig aner- 
kannt wird und 

2. ausgeschlossen wird, dass Leistungen der häuslichen 
Krankenpflege, die durch ambulante Pflegedienste er- 
bracht und über die Krankenversicherung abgerechnet 
werden, zu Leistungen der Pflegeversicherung werden 
können. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (§ 15 Abs. 3 SGB XI) 

Leistungen der Behandlungspflege gehören grundsätzlich in 
die Leistungszuständigkeit der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung (§ 13 Abs. 2, § 12 Abs. 2 Satz 2, § 43b Satz 1 
SGB XI, § 37 SGB V). Entgegen der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts im Urteil vom 30. Oktober 2001 - Az. 
B 3 KR 2/01 R - soll es hierbei auch künftig bleiben. Ein 
behandlungspflegerischer Hilfeaufwand ist nur dann bei der 
Einstufung in die Pflegeversicherung zu berücksichtigen, 
wenn die behandlungspflegerische Hilfe durch eine im 
Haushalt lebende Person geleistet wird (bzw. künftig geleis- 
tet werden soll) und deshalb ein krankenversicherungsrecht- 
licher Anspruch auf häusliche Krankenpflege wegen § 37 
Abs. 3 SGB V ausscheidet. 

Als behandlungspflegerischer Hilfeaufwand soll zudem nur 
ein solcher bei der Einstufung in die Pflegeversicherung be- 
rücksichtigungsfähig sein, der entweder Bestandteil einer 
Verrichtung im Sinne des § 14 Abs. 4 SGB XI ist oder mit 
einer solchen Verrichtung objektiv notwendig in einem un- 
mittelbaren zeitlichen Zusammenhang steht. Insoweit wird 
an die von der Rechtsprechung herausgearbeiteten Kriterien 
für den notwendigen Zusammenhang zwischen der Maß- 
nahme der Behandlungspflege und den Verrichtungen im 
Sinne des SGB XI angeknüpft. Unschädlich ist, wenn eine 
behandlungspflegerische Maßnahme im Einzelfall eine 
Verrichtung im Sinne des § 14 Abs. 4 SGB XI vollständig 
ersetzt. 
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Liegen die Voraussetzungen des § 37 Abs. 3 SGB V nicht 
oder nicht mehr vor, kommt eine Berücksichtigung des be- 
handlungspflegerischen Zeitaufwandes für die Einstufung 
in die Pflegeversicherung nicht bzw. nicht mehr in Betracht. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu den so 
genannten krankheitsspezifischen Pflegemaßnahmen hat 
in der Praxis zu einer Verlagerung einzelner behand- 
lungspflegerischer Maßnahmen von der Krankenversiche- 
rung zur Pflegeversicherung geführt, mit der Folge, dass 
häuslich Pflegebedürftige, die für bestimmte behand- 
lungspflegerische Hilfeleistungen ambulante Pflege- 
dienste in Anspruch nehmen müssen, mit erheblichen zu- 
sätzlichen finanziellen Belastungen konfrontiert worden 
sind. 

Auch aus Sicht der Bundesregierung ist die eingetretene 
Entwicklung nicht befriedigend. Sie widerspricht der sozial- 
politischen Zielsetzung der Stärkung der häuslichen Pflege. 
Daher ist eine gesetzgeberische Lösung im Interesse der be- 
troffenen Pflegebedürftigen geboten. 


Die vom Bundesrat vorgeschlagene Lösung kommt zwar den 
Interessen der Betroffenen entgegen. Sie ist jedoch zu ver- 
waltungsaufwendig. Denn sie macht die Berücksichtigung 
des behandlungspflegerischen Hilfebedarfs bei der Feststel- 
lung der Pflegebedürftigkeit abhängig von den konkreten 
häuslichen Versorgungsstrukturen. Ändern sich diese, weil 
z. B. die häusliche Pflegeperson ausfällt, die ansonsten not- 
wendigen Hilfeleistungen erbringt, wäre eine Neubeurteilung 
der Pflegebedürftigkeit bzw. der Einstufung erforderlich. 

Die Bundesregierung prüft deshalb Möglichkeiten einer 
gesetzgeberischen Regelung, die einerseits verwaltungs- 
freundlich ist und andererseits gleichzeitig noch zielgenauer 
den Interessen der betroffenen Pflegebedürftigen und damit 
auch der vom Bundesrat angestrebten Stärkung der häus- 
lichen Pflege Rechnung trägt. 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



